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Mögliche Auswirkungen der letzten Rezession auf die Arbeitsmarkt-
entwicklung bis 1990* 

Modellrechnung nach 26 Sektoren und globale Arbeitsmarktbilanz unter alternativen Annahmen 

Wolfgang Klauder, Peter Schnur 

In der vorliegenden Untersuchung wurden die bisherigen Arbeitsplatzprojektionen des IAB auf-
grund der letzten Rezession um einige Modellrechnungen erweitert, die insbesondere die Aus-
wirkungen eines geringeren Wirtschaftswachstums, einer mäßigeren Expansion der Bauwirtschaft 
und einer dauerhaft restriktiven Einstellungspolitik der öffentlichen Hand auf die Zahl der 
angebotenen Arbeitsplätze und auf die Arbeitsmarktbilanz bis 1990 zeigen sollen. Die Ergebnisse 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
- Das zukünftige Angebot an Arbeitsplätzen würde unter den veränderten Annahmen gegenüber 
den früheren IAB-Projektionen erheblich niedriger ausfallen. Werden z. B. im gesamten staat-
lichen Bereich 1980 per saldo nicht mehr Arbeitskräfte beschäftigt als 1974—75 und von 1980 bis 
1990 nur halb so viel zusätzlich eingestellt, wie nach dem bisherigen Trend zu erwarten wäre, so 
gibt es allein beim  Staat 1980 rd. 400 000 Arbeitsplätze und 1990 rd. 800 000 Arbeitsplätze we-
niger als vom IAB bisher ausgewiesen wurden. 
- Bei einem Wirtschaftswachstum von durchschnittlich-jährlich rd. 3,5 % würde die Gesamtzahl 
der Arbeitsplätze in Zukunft weitgehend konstant bleiben. 
Bei einem langfristigen Wachstum der Wirtschaft von lediglich 2,5 % pro Jahr gegenüber 1975 
dürfte sich das Angebot an Arbeitsplätzen von 1975 bis 1990 um ca. 1,3 Mio. verringern. Selbst 
bei einer Rückführung der Ausländerbeschäftigung auf 1,5 Mio. bestünde dann die Gefahr, daß 
1990 rd. 3 Mio. Erwerbspersonen nicht beschäftigt sind. 
Bei einem Wachstum von rd. 4,5% pro Jahr wird es 1980 ca. 400 000 und 1990 ca. 1,5 Mio. mehr 
Arbeitsplätze geben als im Rezessionsjahr 1975. Angesichts der Arbeitslosenzahlen des Jahres 
1975 und der bis 1990 zu erwartenden Zunahme des deutschen Erwerbspersonenpotentials ist 
dieses Wachstumstempo auch bei einer Abnahme der Ausländerzahl nicht ausreichend, um bereits 
bis 1980 wieder Vollbeschäftigung zu verwirklichen. Dieses Ziel könnte erst gegen 1990 erreicht 
werden. 
Soll bis 1980 wieder weitgehend Vollbeschäftigung erreicht werden, so ist bei Ausländerzahlen 
zwischen 1,5 und 2,0 Mio. ein jährliches Wirtschaftswachstum von 5% bis 6% erforderlich. Da-
nach wäre dann ein Wachstumstempo von 3,5 bis 4% pro Jahr ausreichend, um einen hohen 
Beschäftigungsgrad aufrechtzuerhalten. 
- Auch bei niedrigerem Wachstum und restriktiver öffentlicher Personalpolitik wird etwa von 
der Mitte der 80er Jahre an die Hälfte der Arbeitsplätze auf den tertiären Sektor (Handel, Ver-
kehr, Dienstleistungen, Staat) entfallen (1975 rd. 47 %). 
Im Gegensatz zu den 50er und 60er Jahren ist in Zukunft im sekundären Sektor (Verarbeitendes 
Gewerbe, Energie-, Bauwirtschaft) per saldo tendenziell mit einer — je nach der Höhe des 
künftigen Wirtschaftswachstums unterschiedlich starken — Abnahme des Arbeitsplatzangebots 
zu rechnen. In mehreren Wirtschaftszweigen dürfte es 1990 sogar erheblich weniger Beschäftigte 
geben als im Rezessionsjahr 1975. 
Der bisherige starke Rückgang der Arbeitsplatzzahl des primären Sektors (Landwirtschaft, Berg-
bau) schwächt sich in allen IAB-Projektionsvarianten deutlich ab. 
- Es gibt eine Reihe von arbeitsmarktpolitischen Möglichkeiten wie z. B. Reduzierung der Aus-
länderbeschäftigung, Verkürzung der Arbeitszeit, Ausdehnung der flexiblen Altersgrenze, Ein-
führung des 10. Schuljahres, um eine bei ungenügendem Wirtschaftswachstum drohende hohe 
Dauerarbeitslosigkeit zu bekämpfen. Die exemplarisch erfolgten Quantifizierungen gelten jedoch 
nur unter sehr einschränkenden Annahmen (ceteris-paribus-Bedingungen). Zu berücksichtigen 
wären insbesondere auch die Wirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage, auf die Kosten-
lage der Wirtschaft und auf die Gesamtheit der öffentlichen Haushalte. Im Hinblick auf den ab 
etwa 1990 zu erwartenden Rückgang des deutschen Erwerbspersonenpotentials gewinnt auch der 
Aspekt einer zeitlichen Befristung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen an Bedeutung. 
Die Modellrechnungen wurden im IAB durchgeführt. Sie drücken keine geschäftspolitischen 
Erwartungen der Bundesanstalt für Arbeit aus. 
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3.2.2 Quantitative Auswirkungen ausgewählter Maß-
nahmen 
3.2.2.1 Reduzierung der Ausländerbeschäftigung 
3.2.2.2 Verkürzung der Arbeitszeit 
3.2.2.3 Ausdehnung der flexiblen Altersgrenze 
3.2.2.4 Erhöhung der Bildungsbeteiligung 

3.2.3 Schlußfolgerungen 

Tabellenanhang 

1. Einleitung 
Die Bundesrepublik Deutschland erlebte 1974 und 1975 
— wie viele andere Staaten der westlichen Welt — eine 
so ausgeprägte und langanhaltende Rezession ihrer Wirt-
schaft, wie es zum Zeitpunkt der Erstellung der bisheri-
gen IAB-Projektionen1) noch kaum für möglich gehalten 
wurde oder gar vorauszusehen war. Die Zahl der Be-
schäftigten sank von 1973 bis 1975 um 1,3 Mio. auf ein 
Niveau ab, das seit den 50er Jahren nicht mehr zu beob-
achten war. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen er-
reichte 1975 im Jahresdurchschnitt fast 1,1 Mio., davon 
0,9 Mio. Deutsche, die Zahl aller nichtbeschäftigten Er-
werbspersonen (registrierte Arbeitslose und Stille Reserve) 
überschritt 1975 1,4 Mio. Zudem kehrten 1975 ca. 180 000 
ausländische Erwerbspersonen in ihre Heimatländer zu-
rück. 
Zwar befindet sich die Wirtschaft zur Zeit offensichtlich 
wieder in einem Aufschwung, aber diese stärkste und 
längste weltwirtschaftliche Rezession der Nachkriegszeit 
wie auch die vorangegangene Energiekrise des Herbstes 
1973 werden sicherlich einige Spuren hinterlassen. Ener-
giekrise und Rezession haben zweifellos auch das Über-
denken und Bewußtwerden vergangener und zukünfti-
ger längerfristiger Entwicklungstendenzen, -möglichkei-
ten und -probleme gefördert. Manche Einstellungen, 
Verhaltensweisen und politische Zielvorstellungen ha-
ben sich möglicherweise im Verlauf der letzten Jahre 
auf Dauer gewandelt. 
Drastisch verändert hat sich unter dem Eindruck der lee-
ren Kassen und aufgenommenen Kredite die Personal-
einstellungspolitik der öffentlichen Hand. Als Trend 
zeichnet sich gegenwärtig ab, allgemein einem überpro-
portionalen Anstieg der Staatsausgaben und insbeson-
dere einer Personalvermehrung im öffentlichen Dienst 
nicht nur kurzfristig, sondern auch auf längere Sicht hin 
Einhalt zu gebieten2). Inwieweit diese Einstellung bei gün-
stigerer Konjunkturlage wieder revidiert wird, bleibt ab-
zuwarten. Immerhin wird es wegen des derzeitigen Ge-
burtenrückganges nach den Bevölkerungsvorausschät-
zungen des Statistischen Bundesamtes3) im Jahre 2000 ca. 
5 Mio. weniger Deutsche geben als 1975. Dadurch wird 
sich in manchen Bereichen wie z. B. dem Bildungswesen 
langfristig die Versorgung der Bevölkerung mit öffent-
lichen Diensten bis zu einem gewissen Grade auch ohne 
Personalausweitung und zusätzliche Infrastrukturinve-
stitionen verbessern lassen. 
Auch wird heute in der Öffentlichkeit häufig dem 
Ziel eines allein quantitativ hohen Wirtschaftswachstums 
nicht mehr der gleiche Stellenwert wie in der Vergangen-
heit eingeräumt. Qualitative Gesichtspunkte, wie die Be-
grenzung der Umweltbelastung und bessere Arbeitsbe-
dingungen, gewannen in den letzten Jahren deutlich an 
Gewicht4). Ansiedlung oder Expansion umweltbelasten-
der Produktionen stoßen zunehmend auf Widerstände 
der Bevölkerung und behördliche Auflagen. 

Die Aussichten auf eine anhaltend schrumpfende heimi-
sche Bevölkerungszahl und die während der Rezession 
stark gestiegene Sparquote der privaten Haushalte lassen 
ferner viele Unternehmen heute mehr als bisher eine 
Einengung ihrer langfristigen Wachstumsspielräume 
durch Sättigungstendenzen befürchten. 

In den letzten zwei Jahrzehnten hat die Erreichung einer 
Grundausstattung an Wohnungen, Kleidung und dauer-
haften Konsumgütern wie Kühlschränken, Staubsaugern, 
Waschmaschinen, Radiogeräten, Schwarz-Weiß-Fernseh-
geräten, einfacheren Personenkraftwagen die Nachfrage 
der inländischen Konsumenten und insoweit auch das 
Wirtschaftswachstum geprägt. Diese Grundbedürfnisse 

l) In den Jahren 1973—1975 fanden die Projektionsarbeiten des IAB in 
folgenden Veröffentlichungen ihren Niederschlag (nach der Reihenfolge des 
Erscheinens geordnet): 
G. Kühlewind, M. Thon: Projektion des deutschen Erwerbsperspnen-
potentials für die Jahre 1977, 1980, 1985 und 1990 — Trendfortschreibung 
und zusätzliche Schätzung der Auswirkungen der flexiblen Altersgrenze und 
des Bildungsgesamtplans. In: MittAB, 6. Jg./1973, Heft 3, S. 237 ff. W. 
Klauder, G. Kühlewind, P. Schnur, M. Thon: „Zur Arbeitsmarktentwicklung 
bis 1980“, Modellrechnung unter Berücksichtigung der „Energiekrise“. In: 
MittAB, 7. Jg./1974, Heft l, S. l ff. P. Schnur: Projektion des 
Arbeitskräftebedarfs für die Jahre 1980, 1985 und 1990. Modellrechnung 
nach 26 Wirtschaftszweigen. In: MittAB, 7. Jg./1974, Heft 3, S. 251 ff. 
H. Bloß, W. Klauder, G. Kühlewind, P. Schnur, M. Thon: Wachstum und 
Arbeitsmarkt. Angebot und Bedarf an Arbeitskräften bis 1990. Quintessenzen 
aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 1/1975. A. Blüm, U. 
FrenzeL: Quantitative und qualitative Vorausschau auf den Arbeitsmarkt der 
Bundesrepublik Deutschland, 3. Stufe. Bericht des Battelle-Instituts für die 
Bundesanstalt für Arbeit einschließlich eines Beitrages von: M. Kaiser, G. 
Kühlewind, M. Tessaring, M. Thon: Flexibilisierung der 
Vorausschätzungsergebnisse — Übergang von Punkt-zu Intervallprognosen. 
In: Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 8, Nürnberg 1975. 
W. Klauder: Arbeitsmarktperspektiven bis 1990. In: Zeitschrift für Markt- 
und Zukunftsforschung, 18. Jg./1975, Heft 3 und 4, S. 3785 ff. A. Blüm, G. 
Kühlewind: Vorausschau auf den Arbeitsmarkt der Bundesrepublik 
Deutschland bis 1990. Modellrechnungen nach 60 Berufen. In: MittAB, 8. 
Jg./1975, Heft 4, S. 257 ff. 
Die neuesten Entwicklungstendenzen berücksichtigen folgende Aufsätze: W. 
Klauder: Mehr Arbeiter — weniger Arbeit. Tendenzen bis 1990. In: Industrie 
und Handel, Zeitschrift der Industrie- und Handelskammer für München und 
Oberbayern, Heft 3/1976, S. 6 f. 
G. Kühlewind, M. Thon: Projektion des deutschen Erwerbspersonen-
potentials für den Zeitraum 1975 bis 1990. In: MittAB, 9. Jg./1976, Heft 2, S. 
156 ff. 
D. Mertens: Arbeitsmarkt-Vorausschau. Gefahr hoher Dauerarbeitslosigkeit. 
In: Der Arbeitgeber, Heft 3/1976, S. 111 ff. 

2) So heißt es z. B. im Sozialbericht 1976 (Deutscher Bundestag, Drucksache 
7/4953 v. 1. 4. 1976, S. 99): „Aufgrund der Finanzlage der öffentlichen Hand 
muß auch mittelfristig davon ausgegangen werden, daß von zusätzlichen 
Einstellungen im öffentlichen Dienst weitgehend abgesehen wird . . .“ 

3) Vgl.  
4. koordinierte Bevölkerungsvorausschätzung 04 BV2 DT 72. Teilweise 
veröffentlicht von W. Linke, G. Rückert: Voraussichtliche Bevölkerungs-
entwicklung bis  1985,  Teil  I   (ohne  Berücksichtigung  der  Wanderungs-
annahmen). In: Wirtschaft und Statistik, Heft 2/1973, S. 82—87, 68*, 69*. 
5. koordinierte Bevölkerungsvorausschätzung 05  DEU 5/75U5/75.   Teil-
weise veröffentlicht von W. Linke, C. Höhn: Voraussichtliche Bevölke-
rungsentwicklung bis 1990 — Erster Teil — Deutsche Bevölkerung ohne 
Berücksichtigung von Wanderungen.  In: Wirtschaft und Statistik, Heft 
12/1975, S. 793—798, 752*, 753*. 

4) Auch andere Einstellungen haben sich zweifellos verändert. H. Afheld zählt z. 
B. auf: 
„Solche veränderten Einstellungen sind: 
— Die Beurteilung oder Bewertung des wirtschaftlichen Wachstums, vor 

allem aber seiner Auswirkungen 
— Ein neues Bewußtsein der Begrenztheit der Ressourcen (Energie) 
— Eine kritische Überprüfung der Rolle der Technologie 
— Eine andere Bewertung der Arbeit und der Arbeitsumwelt (Humanisierung 

der Arbeitswelt) 
— Die Relativierung des Konsums (längere Gebrauchsdauern, Zunahme 

der Sparquoten — z. Z. 16%) 
— Die Wiederentdeckung des Nutzens größerer sozialer Gruppierungen 

und die  Höherbewertung sozialer Aktivitäten  (kritische Einstellung 
zur Kleinfamilie) 

— Das wachsende Bedürfnis nach Mitbestimmung und Mitwirkung bei der 
Gestaltung der engeren und weiteren Umwelt, aber auch die steigende 
Bereitschaft zur Anerkennung von Autorität 

— Tendenzen  zur  Dezentralisation  von  Planungsräumen  und Entschei-
dungszuständigkeiten bei wachsendem Anspruch auf Koordination 

— Ein verändertes Geschichtsbewußtsein (Denkmalschutz) 
— Eine neue Sensibilisierung für gestalterische Qualität 
— Eine Entdynamisierung oder merkbare Innovationsunlust 
— Andere Wohnortpräferenzen, Altbauten statt Neubauten, Einfamilienhäuser 

statt Hochhäuser.“ 
H. Afheld: Der Wachstumsschock. In: structur. Die Zeitschrift für Planung, 
Entwicklung, Organisation. 10. Jg., Heft 4, April 1976, S. 82. 
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scheinen tatsächlich nunmehr oder in absehbarer Zukunft 
weitgehend befriedigt zu sein. Daraus kann jedoch nicht 
auf eine allgemeine Bedarfssättigung geschlossen werden. 
Zu beobachten ist vielmehr, daß sich die Nachfrage mit 
steigendem Einkommen zu mehr Dienstleistungen im 
weitesten Sinne und zu höherwertigen Konsumgütern 
und forschungs- und entwicklungsintensiven Spezial-
erzeugnissen verschiebt. Diese Nachfrage ist zwar kon-
junkturreagibler. Von Sättigungstendenzen kann auf 
diesen Gebieten in den meisten Haushalten aber noch 
für sehr lange Zeit überhaupt keine Rede sein5). Außer-
dem läßt der technische Fortschritt nach aller Erfahrung 
immer wieder neue Märkte entstehen, über die heute 
oft noch gar keine Vorstellungen bestehen können6). 
Eingeräumt werden muß allerdings, daß für ein be-
stimmtes Produkt eine Marktsättigung durch einen Be-
völkerungsrückgang früher als sonst erreicht wird. Der 

 

Bevölkerungsrückgang wird ohne Ausländer mit ca. 
8—9% in 25 Jahren (0,3—0,4% pro Jahr) aber zu 
gering sein, als daß nicht ein durch die geringere Kopfzahl 
bedingter Nachfrageausfall gesamtwirtschaftlich ander-
weitig — z. B. durch Steigerung der persönlichen Pro-
Kopf-Konsumausgaben, der Exporte oder der Staats-
ausgaben — ausgeglichen werden könnte. Mittelfristig 
dürften durch das Hineinwachsen der geburtenstarken 
Jahrgänge in das Heiratsalter sogar noch Nachfrage-
impulse nach Gütern der Grundausstattung ausgehen. 
Langfristig dürfte die Bevölkerungsabnahme den Wan-
del der Nachfragestruktur in Richtung Dienstleistungen 
und höherwertige Konsumgüter verstärken. 

Seit 1973 haben sich außerdem wichtige außenwirtschaft-
liche Rahmenbedingungen der westdeutschen Wirtschaft 
durch die Freigabe des Wechselkurses und durch die Poli-
tik der Rohstoffländer entscheidend verändert7). Durch 
die Freigabe des Wechselkurses wurde die lange Zeit der 
Unterbewertung der DM beendet. Durch die neue Politik 
der Rohstoffländer ist die Zeit billiger Rohstoffbezüge 
aus den Entwicklungsländern vorbei und die Markt-
macht der Rohstoffländer beim internationalen Wett-
bewerb um Standorte der Rohstoffverarbeitung gestie-
gen. Aus diesen Gründen bietet die Bundesrepublik 
Deutschland für die Aufrechterhaltung technisch relativ 
einfacher Produktionen, deren Wettbewerbsfähigkeit 
vor allem vom Preis abhängt, und für die starke Aus-
weitung der industriellen Großserienproduktion nun-
mehr in vielen Fällen im Verhältnis zu den Entwick-
lungsländern oder im Verhältnis zu den konkurrieren-
den Industrieländern keinen Standortvorteil mehr. 
Augenfällige Beispiele sind die Automobilexporte in die 
USA oder die Schwierigkeiten mancher Verbrauchs-
gütersparten. 
Diesen Standorteinbußen steht jedoch ein positiver 
Effekt gegenüber. Die Rohstoffländer (wie z. B. die 
OPEC-Staaten) und die fortgeschritteneren Entwick-
lungsländer (wie Spanien, Brasilien, Mexiko) benötigen 
beim Aufbau ihrer Industrien, mit denen sie auch in 
Konkurrenz zu den jetzigen Industrieländern treten, 
immer mehr Anlagen und Investitionsgüter. Diese kön-
nen sie vorerst nur aus den jetzigen Industrieländern, 
die über einen relativ großen Anteil höherqualifizierter 
Arbeitskräfte verfügen, importieren. Gelangen auch die 
jetzt noch armen, volkreichen Entwicklungsländer in die 
eigentliche Industrialisierungsphase, so wird es zu weite-
ren bedeutenden Nachfrageschüben kommen. Langfristig 
kann also bei Verwirklichung einer arbeitsteiligen Welt-
wirtschaft angesichts des Weltbevölkerungspotentials mit 
stark steigender Auslandsnachfrage gerechnet werden8). 
Schließlich findet nach aller Erfahrung der höchste 
Warenaustausch zwischen den höchstindustrialisierten 
und zu Arbeitsteilung und freiem Warenaustausch be-
reiten Ländern statt. 
Viele Gründe sprechen demnach gegen einen langfristigen 
Wachstumspessimismus9), aber für die Wahrscheinlich-
keit und Notwendigkeit eines erheblichen Struktur-
wandels. 
Langfristig gute Zukunftschancen werden aus den skiz-
zierten Gründen in der Bundesrepublik Deutschland ver-
mutlich insbesondere die Branchen haben, die das hier 
mögliche Mehr an qualifizierten Arbeitskräften nutzen, 
Branchen also, die hochwertige Spezialerzeugnisse und 
technischen „know how“ anbieten, die Fabrikations-
anlagen erstellen, technisch beraten, deren Produktions- 
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prozesse technologisch kompliziert sind, die eine enge 
Verbindung zwischen Produktion und Forschung erfor-
dern, deren Produkte durch neue komplizierte Tech-
nologien geprägt sind, ferner Branchen, die auf eine enge, 
transportaufwendige Lieferverflechtung mit vor- und 
nachgelagerten Produktionsstufen angewiesen sind, und 
schließlich natürlich die Wirtschaftszweige, die die mit stei-
genden Einkommen zunehmenden gehobenen Dienst-
leistungsansprüche der heimischen Bevölkerung befrie-
digen. 

Bestehen bleibt jedoch die Unsicherheit darüber, wie 
schnell und wohin im Detail der welt- und binnenwirt-
schaftliche Strukturwandel verlaufen wird, nachdem die 
Bundesrepublik heute zu den technologisch führenden 
Industrieländern gehört und daher in Zukunft weit mehr 
als in den durch Wiederaufbau und Nachholbedarf ge-
kennzeichneten 50er und 60er Jahren wirtschaftlich und 
technologisch Neuland betreten muß10). Hinzu kommt 
angesichts der weltpolitischen Umwälzungen der letzten 
Jahre die hemmende Ungewißheit über die längerfristi-
gen politischen Entwicklungen. Außerdem haben Ener-
giekrise, Inflation und Rezession bei manchen Industrie-
und Entwicklungsländern zu erheblichen Wirtschafts- und 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten geführt, die die Gefahr 
oder Neigung zu protektionistischen oder bürokratischen 
Importhemmnissen haben wachsen lassen. All dies hat 
sicherlich neben dem starken Anstieg der inländischen 
Lohn- und sonstigen Produktionskosten und den in den 
vergangenen Jahren ergriffenen antiinflatorischen Maß-
nahmen von Bundesbank und Bundesregierung auch dazu 
beigetragen, daß die Nettoinvestitionen der gewerb-
lichen Wirtschaft von 1972 bis 1975 ununterbrochen 
rückläufig waren. 

Die durch Energiekrise und Rezession ausgelösten oder 
vermehrten oder verstärkt ins Bewußtsein geratenen 
Unsicherheiten über die längerfristigen wirtschaftlichen 
und politischen Tendenzen bei rückläufiger heimischer 
Bevölkerungszahl, bei gewandelter Einstellung weiter 
Bevölkerungskreise zum rein quantitativen Wachstum 
und bei restriktiver Personalpolitik des Staates dürften 
es erschweren, relativ problemlos und ohne Gefährdung 
anderer wirtschaftspolitischer Ziele wieder zu einem 
auf Dauer hohen Wachstumstempo zurückzukehren und 
alle per saldo in der Rezession freigesetzten und noch 
arbeitsuchenden Arbeitskräfte bereits in kurzer Zeit wie-
der zu beschäftigen. 

Die Bundesrepublik steht nun aber nicht nur vor dem 
Problem, die Arbeitslosen wieder in das Erwerbsleben 
einzugliedern, sondern zusätzlich noch für viele, insbe-
sondere junge Menschen neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
Denn auf der Angebotsseite des Arbeitsmarktes vollzieht 
sich zur Zeit ein grundlegender Tendenzwandel11). Wäh- 
10) „In einem Land, das zur Spitze der technologischen und wirtschaftlichen 

Entwicklung in der Welt aufgerückt ist, befinden sich die Unternehmen im 
Zustand höchster Planungsunsicherheit. Erfahrungen aus Zeiten, in denen 
andere Länder noch ,Vorbilder‘ waren, können nicht mehr zur 
unternehmerischen Prognose herangezogen werden. Der Unternehmer muß 
wieder Pionier-Unternehmer werden. Diese Funktion kann ihm von keiner 
staatlichen Instanz abgenommen werden.“ 
G. Fels: Hier irrten die Sachverständigen. Der Strukturwandel hat sich doch   
verschärft.   In:   Frankfurter  Zeitung,   Blick   durch   die  Wirtschaft, 22. 12. 
1975. Vgl. auch: 
G. Fels: Der Standort Bundesrepublik . . . , a. a. O., S. 13. H. 
Giersch und K.-W. Schatz, a. a. O. 

11) Vgl. G. Kühlewind, M. Thon: Projektion . . . 1975 bis 1990, a. a. O., S. 157. 
12) Zur Methode vgl.: W.  Klauder,  G.   Kühlewind,  P.  Schnur,  M. Thon:  Zur  

Arbeitsmarktentwicklung bis 1980, a. a. O., S. 2 ff. P. Schnur, a. a. O., S. 252 
f. 

rend das Potential an deutschen Erwerbspersonen von 
1960 bis 1975 um fast 2 Mio. Personen zurückging und 
zum Ausgleich dieses Rückganges Ausländer ins Land 
geholt wurden, ist in den nächsten 15 Jahren durch die 
geburtenstarken Jahrgänge der 50er und 60er Jahre mit 
einer Erhöhung des deutschen Erwerbspersonenpoten-
tials um rd. l Mio. Personen zu rechnen — trotz flexibler 
Altersgrenze und trotz zunehmender Bildungsbeteili-
gung. 
Ziel dieser Untersuchung ist daher die Beantwortung der 
Frage, ob und inwieweit heute — im Jahre 1976 — auf-
grund der geschilderten Ereignisse das durch die bis-
herigen IAB-Modellrechnungen skizzierte Arbeitsmarkt-
bild der Zukunft revidiert bzw. ergänzt werden muß. 
Hierzu wurde das vorliegende „Projektionspaket“ des 
IAB auf der Bedarfsseite um einen Satz von Varianten-
rechnungen erweitert und der revidierten Angebots-
projektion in einer Arbeitsmarktbilanz gegenüber-
gestellt. Insbesondere sollen die Auswirkungen beschei-
denerer Wachstumsvorstellungen bzw. -ziele, einer mäßi-
geren Expansion der Bauwirtschaft und des Kredit- und 
Versicherungsgewerbes sowie einer restriktiven Einstel-
lungspolitik der öffentlichen Hand auf die Zahl der in 
Zukunft angebotenen Arbeitsplätze und auf die Arbeits-
marktbilanz gezeigt werden. 
Diese Berechnungen — das sei ausdrücklich betont — 
beschreiben nicht die zukünftige wahrscheinliche Ent-
wicklung. Die Varianten sollen vielmehr verdeutlichen, 
welche Folgen die während der Rezession ausgelösten 
oder offenkundig gewordenen gravierenden Veränderun-
gen sektoraler und gesamtwirtschaftlicher Art unter be-
stimmten Annahmen haben könnten. 

2. Projektion des Arbeitsplatzangebots 
2.1 Variantenbildung 
Auf der Nachfrageseite wurden die bisherigen IAB-Pro-
jektionen des Arbeitskräftebedarfs um weitere Varianten 
ergänzt, um zum einen das breite Spektrum der mög-
lichen Entwicklungen, zum anderen aber auch die Sen-
sibilität des Arbeitsplatzangebots auf unterschiedliche 
Raten des Wirtschaftswachstums deutlich zu machen12). 
Die Variantennumerierung erfolgte nach der Höhe der 
gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate im Zeitraum 
1972/80 bzw. 1975/80. 
Für die vorliegende Untersuchung wurde zunächst von 
zwei bereits veröffentlichten Varianten ausgegangen, 
und zwar von der bis 1990 reichenden bisherigen 4%-
Variante (Basis 1972), die u. a. in den „Quintessenzen 
aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ (QuintAB) 
veröffentlicht wurde und hier als Variante I bezeichnet 
wird, sowie von der sektoral nur bis 1980 durchgerech-
neten bisherigen 2,5 %-Variante (Basis 1972) — hier als 
Variante IV bezeichnet (vgl. die schematische Übersicht l 
über die Variantenbildung). In beiden Varianten sind 
die zu erwartenden Folgen der Energiekrise bereits weit-
gehend berücksichtigt. Diese beiden Varianten wurden 
nun mit Hilfe der Input-Output-Technik insbesondere 
um die Auswirkungen von drei weiteren sektoralen Struk-
turbrüchen korrigiert, die besonders gravierend und be-
reits heute mit großer Sicherheit erkennbar sind und die 
den Staat, das Baugewerbe und die Banken betreffen. 
So hat die veränderte Haushaltslage der öffentlichen 
Hand es gegenwärtig zum politischen Ziel werden las-
sen, die bisherige starke Personalexpansion beim Staat 
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zu stoppen und in Zukunft eine besonders sparsame und 
zurückhaltende Personalpolitik zu betreiben. Dem künf-
tigen Einstellungsverhalten des Staates wurde bei den 
Projektionen — mangels langfristig verbindlicher Per-
sonalplanungszahlen aller öffentlichen Haushalte — 
durch die Annahme Rechnung getragen, daß der Staat 
insgesamt per Saldo 1980 nicht mehr Arbeitskräfte be-
schäftigen wird als 1974—75 und sich der Zuwachs zwi-
schen 1980 und 1990 gegenüber den bisherigen Projektio-
nen des IAB halbiert. Die Varianten, die diese Restriktion 
nur bei der Arbeitsplatzzahl berücksichtigen, aber sonst 
unverändertes Wirtschaftswachstum annehmen, sind in 
diesem Aufsatz durch * gekennzeichnet (Varianten I* und 
IV*). 

 

Weiterhin erschien eine Alternative zu den bisherigen 
Voraussschätzungen insbesondere im Falle des Baugewer-
bes erforderlich, das in den letzten zwei Jahren seine 
Kapazitäten drastisch verringern und seit 1973 rd. 20% 
(rd. 450 000) seiner Arbeitskräfte entlassen mußte. Ob 
dies als Indiz dafür angesehen werden kann, daß man im 
Hinblick auf den längerfristigen Bedarf bereits an Sätti-
gungsgrenzen z. B. im Wohnungsbau gestoßen ist, bleibt 
allerdings fraglich. Denn schließlich ist die effektive Bau-
nachfrage bewußt im Rahmen der Inflationsbekämpfung 
durch drastische Zinserhöhungen und Zurückhaltung der 
öffentlichen Auftraggeber gedrosselt worden. Die künf-
tige Höhe der effektiven Nachfrage nach Bauleistungen 
wird ganz entscheidend von dem längerfristig zu erwar-
tenden Tempo des allgemeinen Wirtschaftswachstums 
abhängen. Da dieses jedoch gegenwärtig verbreitet recht 
skeptisch beurteilt und ein sehr rascher Ausgleich des in 
der Bauwirtschaft erfolgten Kapazitätsabbaus als nicht 
leicht angesehen wird, wurde weitgehend auf eine im 
DIW erstellte neue langfristige Voraussschätzung13) zu-
rückgegriffen, in der der langfristige Wachstumspfad der 
Bauproduktion etwa halb so hoch angesetzt ist wie in 
der bisherigen IAB-Projektion. 

Eine größere Korrektur wurde auch noch beim Kredit-
und Versicherungsgewerbe vorgenommen. Nachdem sich 
der bargeldlose Zahlungsverkehr, insbesondere die bar-
geldlose Lohn- und Gehaltszahlung, durchgesetzt hat, 
was zu einer erheblichen Expansion der Zahl der Zweig-
stellen der Kreditinstitute führte, wird von Branchen-
experten ein weiteres überproportionales Wachstum des 
Bankensektors für unwahrscheinlich gehalten, so daß 
nunmehr der Anteil des Kredit- und Versicherungs-
gewerbes am Bruttoinlandsprodukt als in Zukunft kon-
stant bleibend angenommen wurde. 

Bei den übrigen Sektoren wurde auf eine grundlegende 
Neuprojektion zum gegenwärtigen Zeitpunkt verzichtet, 
da sich erst im späteren Verlauf des derzeitigen Auf-
schwungs klarer abzeichnen wird, welche Produktions-
und Beschäftigungseinbußen in den letzten zwei Jahren 
in erster Linie auf den Konjunktureinbruch und welche 
auf in den IAB-Projektionen noch nicht berücksichtigte 
Strukturänderungen zurückzuführen sind. 

Durch die beschriebenen Korrekturen an den ursprüng-
lichen Varianten (I und IV) verringerten sich — aufgrund 
der direkten und indirekten Auswirkungen auf die Pro-
duktion aller Sektoren — auch die ursprünglich zugrun-
de gelegten Wachstumsraten des Bruttoinlandsproduktes. 
Bei den um alle erwähnten Strukturbrüche korrigierten 
ursprünglichen Varianten (I und IV) handelt es sich dem-
zufolge um zwei neue Varianten, die hier als Varianten II 
und V bezeichnet werden. 

Ausgehend von den auf die skizzierte Weise korrigierten 
zwei IAB-Projektions-Varianten wurde schließlich noch 
eine zusätzliche Variante III errechnet, die die Arbeits-
marktauswirkungen eines Wirtschaftswachstums von 
durchschnittlich-jährlich rd. 4,5% in den Jahren 1976 
bis 1980 aufzeigt, eines Wachstumstempos, wie es heute 
in der Öffentlichkeit in Verlautbarungen zur mittel-
fristigen Wirtschaftsentwicklung als realistisch oder als 
Zielgröße angesehen wird. Für die Zeit ab 1980 wurde 
diese Variante sodann sektoral fortgeschrieben mit den 
sektoralen Wachstumsraten aus der bis 1990 reichenden 
aktualisierten lAB-Projektion (jetzige Variante II), die 
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für 1980—90 eine gesamtwirtschaftliche Wachstumsrate 
von 3,5 % aufweist. Da für die 80er Jahre keine Wachs-
tumsziele von offizieller Seite vorliegen, wurde die 
Variante III für die Zeit ab 1980 noch global modifiziert 
um eine obere Alternative, die eine Beibehaltung des 
Wachstumstempos von 4,5% über 1980 hinaus voraus-
setzt und um eine pessimistische Alternative, die nur 
noch 2,5 % Wachstum ab 1980 unterstellt. 

14) Darauf hingewiesen sei, daß bei gegebener Produktion die Güte der 
Vorausschätzung des Arbeitsplatzangebots von der Güte der Produk-
tivitätsvorausschätzung abhängt. Für die Produktivitätsvorausschätzung gibt 
es aber nach wie vor noch keinen voll befriedigenden Prognoseansatz. Auch 
ist zu berücksichtigen, daß der Produktivitätsfortschritt bis zu einem gewissen 
Grade durch politische Maßnahmen erschwert oder forciert werden kann. 
Ceteris paribus — also bei unveränderten Produktions- und 
Arbeitszeitannahmen — entsprechen immerhin 0,1 % mehr oder weniger 
Produktivitätsfortschritt im Jahr einem Mehr oder Weniger an Arbeitsplätzen 
von jährlich ca. 25 000, was im Gesamtzeitraum 1975/90 
größenordnungsmäßig etwa 400 000 Arbeitsplätze ausmacht. 
Für die Schätzung der Arbeitsproduktivität in den einzelnen Sektoren wurde 
hier der Zusammenhang zwischen den Wachstumsraten der Produktion und 
der Produktivität je Erwerbstätigen, wie er in der Vergangenheit beobachtet 
worden war, auch für die Zukunft unterstellt. 
Vgl. hierzu: W. Klauder, G. Kühlewind, P. Schnur, M. Thon: Zur 
Arbeitsmarktentwicklung bis 1980, a. a. O., S. 6 und L. Pusse: Zur Analyse 
und Prognose der Arbeitsproduktivität auf produktionstheoretischer Basis. In: 
MittAB, 8. Jg./1975, Heft 3, S. 231 ff. 

2.2 Globale und sektorale Ergebnisse 
Die für den Arbeitskräftebedarf vorgelegten Varianten 
enthalten für den Zeitraum 1975/80 Alternativen für 
das Wirtschaftswachstum zwischen knapp 3 % und knapp 
6% pro Jahr, für den Zeitraum 1980/90 zwischen 2,5% 
und 4,5% pro Jahr. Hiermit dürfte ein Spektrum ab-
gedeckt sein, das optimistische wie pessimistische Wachs-
tumserwartungen abdeckt. Die im einzelnen zugrunde 
liegenden gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten sind 
der „Varianten-Obersicht“ (Übersicht 2) zu entnehmen. 
Dort sind auch die für die unterschiedlichen Varianten 
und Projektionszeiträume geschätzten gesamtwirtschaft-
lichen Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität (je Er-
werbstätigen) dargestellt, die im Zeitraum 1975/80 zwi-
schen 3% und 5% und im Zeitraum 1980/90 zwischen 
2,5 % und 4 % liegen dürften14). 
Der aus dem Wachstum der Produktion und Produk-
tivität resultierende Verlauf der gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitsplatzzahl in den einzelnen Varianten ist dem 
Schaubild l sowie ebenfalls der „Varianten-Übersicht“ 
zu entnehmen. 

  

242 MittAB 3/76 



 

  

Die Varianten I und IV zeigen den Verlauf der Arbeits-
platzzahl, wie er vom IAB für alternative Wachstums-
raten des Bruttoinlandsproduktes vor der Rezession vor-
ausgeschätzt wurde. Durch die erwähnten Korrekturen 
bei Staat, Bau und Banken und den daraus resultierenden 
indirekten Auswirkungen auf die Produktion aller Sek-
toren verringern sich — wie die Varianten-Übersicht 
zeigt — auch die ursprünglich zugrunde gelegten Wachs-
tumsraten des Bruttoinlandsproduktes. Insgesamt ist 
hierdurch das Arbeitsplatzangebot z. B. in der Variante II 
im Jahre 1980 um 0,7 Mio. und im Jahre 1990 um 1,75 
Mio. niedriger als in der ursprünglichen Variante I. Die 
unterstellte zurückhaltende Personalpolitik der öffent-
lichen Hand ermäßigt dabei — für sich allein betrachtet 
— die Arbeitsplatzzahlen der Varianten I und IV im 
Jahre 1980 bereits jeweils um 400 000 und 1990 um 
über 800 000 (Varianten I* bzw. IV*). 

Wie die Variantenrechnungen verdeutlichen, muß das 
Wirtschaftswachstum dauerhaft über 3,5% pro Jahr 
hinausgehen, wenn das Arbeitsplatzangebot nicht auf 
dem Stand des Rezessionsjahres 1975 verharren, sondern 
wieder zunehmen soll. Dies gilt auch für die Zeit von 
1980 bis 1990, wobei — wie die für diesen Zeitraum bei 
Variante III durchgerechneten Wachstumsalternativen 
zeigen — als Faustgröße gelten kann, daß l% Wirt-
schaftswachstum pro Jahr mehr oder weniger im Zeit-
raum 1980/90 größenordnungsmäßig rd. l Mio. Arbeits-
plätze mehr oder weniger im Jahre 1990 bedeutet. Zu 
beachten ist allerdings, daß diese Aussage nur unter den 

für die öffentliche Hand gemachten Annahmen gilt und 
bei einer anderen als der unterstellten restriktiven Per-
sonalpolitik entsprechend zu korrigieren ist. 
Geht man im Zeitraum 1975/80 von einem Wachstum 
von durchschnittlich-jährlich 4,5 % aus (Variante III), 
das — wie bereits erwähnt — den gegenwärtig vorherr-
schenden Erwartungen und Zielen am ehesten entspricht, 
dürfte es 1980 rd. 400 000 mehr Arbeitsplätze geben als 
im Rezessionsjahr 1975. Das sind jedoch l Mio. Arbeits-
plätze weniger als vor der Rezession in der Variante I 
für 1980 vorausgeschätzt worden waren, wobei sich die 
Differenz zwischen beiden Varianten sektoral wie folgt 
verteilt: 

 
Nimmt man nun an, daß in den 80er Jahren das Wirt-
schaftswachstum weiterhin 4,5% pro Jahr ausmacht, 
wird es 1990 rd. 1,5 Mio. mehr Arbeitsplätze geben als 
1975. Ermäßigt es sich auf 3,5 %, wird sich das Arbeits-
platzangebot in den 80er Jahren nicht mehr erhöhen und 
1990 nach wie vor nur um 400 000 Plätze höher sein als 
1975. Geht das Wirtschaftswachstum in den 80er Jahren 
auf durchschnittlich 2,5% pro Jahr zurück, dürften 1990 
sogar 700 000 Arbeitsplätze weniger angeboten werden 
als 1975. 
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Betrüge das durchschnittlich-jährliche Wachstum der 
Wirtschaft im gesamten Zeitraum 1975/90 kaum mehr 
als 2,5 %, müßte von 1975 bis 1990 mit einem Rückgang 
des Arbeitsplatzangebotes um ca. 1,3 Mio. gerechnet 
werden (Variante V). 
Hinter dem globalen Arbeitsplatzangebot in den einzel-
nen Varianten stehen erhebliche Verschiebungen der 
Wirtschaftszweigstruktur sowohl gemessen an den Pro-
duktionsanteilen als auch an den Arbeitsplatzanteilen der 
Sektoren. 
Eine Untergliederung der Gesamtwirtschaft in die drei 
großen Sektoren zeigt, daß z. B. der Anteil des primären 
und tertiären Sektors am realen Bruttoinlandsprodukt 
nach der Variante III deutlich geringer zurückgehen wird 
als nach der früheren Variante I und dementsprechend 
der Anteil des sekundären Sektors nach der Variante III 
weniger zunehmen wird als nach der Variante I (Über-
sicht 3). 
Insbesondere aufgrund der für den Sektor Staat gemach-
ten Prämissen steigt der Anteil der Arbeitsplatzzahl im 
gesamten tertiären Sektor in den aktualisierten Varian- 

ten erheblich langsamer an als in den früheren Varianten. 
Nach wie vor wird aber ab 1985 mehr als die Hälfte der 
Arbeitsplätze im tertiären Sektor angeboten werden 
(Übersicht 4). 

Einen Überblick über die Veränderung der absoluten 
Arbeitsplatzzahlen zwischen den drei Sektoren gibt die 
Übersicht 5. Besonders auffallend und gravierend ist die 
sich nach allen Variantenrechnungen ergebende Tendenz-
wende im sekundären Sektor. Nachdem in den 60er 
Jahren der sekundäre Sektor sein Arbeitsplatzangebot 
noch beachtlich ausgeweitet hatte, ist hier künftig mit 
einer — je nach der Höhe des künftigen Wirtschafts-
wachstums unterschiedlich starken — Abnahme zu rech-
nen. Diese Abnahme würde sich z. B. im gesamten Zeit-
raum 1970/90 nach der Variante I auf über 0,5 Mio. und 
nach der Variante III auf fast 1,5 Mio. Arbeitsplätze 
belaufen gegenüber einer Zunahme von noch über 0,7 
Mio. 1960/70. Bemerkenswert ist ferner, daß sich der bis-
herige erhebliche Rückgang der Arbeitsplatzzahl des 
primären Sektors nach allen Varianten in Zukunft deut-
lich abschwächen wird. 
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Der in den Rezessionsjahren 1974 und 1975 erfolgte Ab-
bau der Beschäftigtenzahl dürfte sich in einer Reihe von 
Wirtschaftszweigen langfristig bis 1990 fortsetzen oder 
sich höchstens teilweise durch ein Neuangebot an Arbeits-
plätzen wieder ausgleichen. Wie die Übersicht 6 zeigt, 
wird gerade in den beiden von der Rezession am stärk-
sten betroffenen Wirtschaftsabteilungen, nämlich dem 
Verarbeitenden Gewerbe und dem Baugewerbe, das 
Arbeitsplatzangebot nach der Variante III auch gegen-
über 1975, in dem die bisher stärkste Rezession der Nach-
kriegszeit ihren tiefsten Punkt erreichte, weiter abneh-
men. Selbst nach den Varianten I bzw. I*, die eine aus-
geprägte konjunkturelle Erholung und eine durchschnitt-
lich-jährliche Wachstumsrate des Bruttoinlandsproduktes 
von 4,5 % im Gesamtzeitraum 1975/90 voraussetzen, 
würde der 1974er und 1975er Beschäftigungseinbruch im 
Verarbeitenden Gewerbe nur zur Hälfte und im Bau-
gewerbe nur gerade wieder bis 1990 ausgeglichen werden. 
Im Handel, in dem die Beschäftigtenzahl während der 
Rezession ebenfalls nicht unerheblich zurückging, wird 
die in den beiden Varianten I und III von 1975 bis 1990 
prognostizierte Zunahme des Arbeitsplatzangebots die 
1974 und 1975 eingetretene Reduzierung der Arbeits-
plätze ebenfalls nur teilweise, und zwar nur zu ca. 60 % 
kompensieren. Per saldo würde in der gesamten Volks-
wirtschaft der Beschäftigtenabbau der Rezessionsjahre 
nach der Variante III unter den für diese Variante ge-
troffenen Annahmen bis 1990 nur zu ungefähr einem 
Drittel wieder rückgängig gemacht worden sein, während 
die wachstumsstarke Variante I bzw. I* den 1974er und 
1975er Beschäftigtenabbau bis 1990 um 1,1 Mio. bei un-
verändert expansiver staatlicher Personalpolitik und um 
ca. 0,3 Mio. Arbeitsplätze bei der vorausgesetzten restrik-
tiven Personalpolitik übertreffen würde. 

Im einzelnen sind die sektoralen Ergebnisse der Varian-
ten für die Produktions-, Produktivitäts- und Arbeits-
platzentwicklung in den Tabellen l bis 8 dargestellt. 

Tabelle 9 enthält eine Gegenüberstellung der einzelnen 
sektoralen Wachstumsraten und Arbeitsplatzzahlen der 
Variante I, die die sektoralen Arbeitsmarktkonsequenzen 
aufzeigt bei einer gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate, 
15) Vgl. G. Kühlewind, M. Thon: Projektion . . . 1975 bis 1990, a. a. O.,  

S. 157. 

die vor der Rezession den vorherrschenden Erwartungen 
bzw. Zielen entsprach, und der Variante III, die die 
Arbeitsmarktkonsequenzen aufzeigt bei einer gesamt-
wirtschaftlichen Wachstumsrate, die den heute vorherr-
schenden Erwartungen bzw. Zielen entspricht. 

3. Arbeitsmarktbilanz 
3.1 Entwicklung der Arbeitskräftebilanz in Abhängigkeit 
vom Wirtschaftswachstum 
Das Schaubild 2 gibt einen Überblick, wie sich unter den 
veränderten wirtschaftlichen und politischen Bedingungen 
der Saldo zwischen dem Potential an deutschen Erwerbs-
personen einerseits und dem Angebot an Arbeitsplätzen 
in Abhängigkeit vom Wirtschaftswachstum andererseits 
bis 1990 entwickeln wird. Aus der tabellarischen Über-
sicht 7 „Arbeitsmarktbilanz“ sind die Zahlen für die Jahre 
1980 und 1990 im einzelnen ablesbar. In dieser Über-
sicht ist außerdem dargestellt, wie sich der Bilanzsaldo 
ceteris paribus — also bei den gegebenen Annahmen über 
die Entwicklung von Produktion, Produktivität, Arbeits-
zeit, Potential — auf ausländische Erwerbspersonen und 
nichtbeschäftigte Erwerbspersonen (registrierte Arbeits-
lose und Stille Reserve an Deutschen und Ausländern) 
fiktiv aufteilen würde, wenn man entweder für die Aus-
länderzahl oder für die Zahl der Nichtbeschäftigten Ziel-
größen vorgibt und die andere Variable als Restgröße er-
mittelt, wobei sich auch zeigt, daß manche Vorgaben unter 
den für die jeweilige Variante sonst getroffenen Annahmen 
zu nicht möglichen oder zu unplausiblen bzw. zu un-
realistischen Restgrößen führen müssen (z. B. zu unrealisti-
schen Ausländerzahlen von weit unter 1,5 Mio.). 

Im Jahre 1975 wurden etwa 0,95 Mio. Arbeitsplätze mehr 
angeboten als deutsche Erwerbspersonen vorhanden waren. 
Bei 2,37 Mio. ausländischen Erwerbspersonen gab es dem-
entsprechend 1,42 Mio. nichtbeschäftigte Erwerbspersonen, 
wovon rd. 920 000 auf deutsche und rd. 150 000 auf aus-
ländische registrierte Arbeitslose und rd. 250000 auf 
deutsche und rd. 100 000 auf ausländische unregistrierte 
Arbeitslose (Stille Reserve) entfielen. Die Bundesrepublik 
Deutschland steht nun aber nicht nur vor der Aufgabe, 
diese Nichtbeschäftigten wieder weitgehend in das Er-
werbsleben einzugliedern, sondern bis 1990 müssen zu-
sätzlich auch noch rd. l Mio. neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden entsprechend dem sich auf der Angebotsseite des 
Arbeitsmarktes zur Zeit vollziehenden grundlegenden 
Tendenzwandel15). 

Wie das Schaubild 2 verdeutlicht, wird sich — ceteris 
paribus — bis in die zweite Hälfte der 80er Jahre hinein 
der Saldo zwischen dem Angebot an Arbeitsplätzen und 
dem Potential an deutschen Erwerbspersonen im Vergleich 
zum Rezessionsjahr 1975 nur dann wieder vergrößern 
und werden sich somit die Beschäftigungsprobleme nur 
dann wieder verringern, wenn das Wirtschaftswachstum 
in den nächsten Jahren deutlich höher ausfällt als 4,5%. 
Wird es dagegen unter 4,5% bleiben, so werden zukünftig 
noch erheblich umfangreichere Beschäftigungsprobleme zu 
lösen sein als gegenwärtig, und zwar bei Wachstumsraten 
von 3,5 % bis zum Ende der 80er Jahre, bei Wachstums-
raten von 2,5%, wie sie heute auch von manchen für die 
Zukunft erwartet oder befürchtet werden, sogar noch weit 
über die 80er Jahre hinaus. 

Geht man von einer durchschnittlich-jährlichen Wachs-
tumsrate von rd. 4,5% ab 1976 aus, die in der öffent- 
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zweite eine Arbeitsbeschaffungspolitik im weitesten Sinn. 
Im ersten Fall wird die gegenüber dem Angebot zu geringe 
Nachfrage nach Arbeitskraft vom Staat hingenommen und 
nur Einfluß darauf ausgeübt, welche gesellschaftlichen 
Gruppen in welcher Weise von diesem Ungleichgewicht 
betroffen werden sollen. Die zweite versucht, gefährdete 
Arbeitsplätze zu erhalten, beziehungsweise neue Arbeits-
plätze zu schaffen, sei es durch Lohnkosten- oder Investi-
tionssubventionen, durch Nachfragesteuerung oder direkte 
Arbeitsbeschaffung. Damit wird weder gesagt, daß sich 
konkrete Maßnahmen immer eindeutig der einen oder an-
deren Strategie zuordnen lassen (so bedeutet etwa Kurz-
arbeit zugleich Erhaltung von Arbeitsplätzen wie auch 
Einflußnahme auf die Verteilung der Unterbeschäftigung), 
noch daß die Strategien voneinander unabhängig wären 
(die Verteilung der Arbeitslosigkeit bestimmt etwa die 
Bereitschaft der Arbeitnehmer zu Lohnkonzessionen, die 
wiederum das nachgefragte Arbeitskräftevolumen beein-
flussen). Die beiden Strategien haben jedoch eine je ver-
schiedene Problematik im Hinblick auf politische Durch-
setzungschancen und im Hinblick auf gesellschaftliche 
Zielfunktionen“17). 
Wichtige Aspekte der Diskussion um den Einsatz alter-
nativer arbeitsmarktpolitischer und sie flankierender an-
derer Maßnahmen sind ferner: 
17) G. Schmidt, D. Freiburghaus: Beschäftigungspolitische Möglichkeiten . . ., a. 

a. O., S. 33. Schmid und Freiburghaus beziehen diese Unterscheidung auf den 
»Fall eines konjunkturell bedingten Nachfragemangels“, wobei ihre 
Erläuterungen zum Schema zu einer Gleichsetzung von „konjunkturell“ mit 
„kurzfristig“ verleiten könnten. Die beiden Strategien dürften aber auch auf 
den Fall eines längerfristigen allgemeinen Nachfragemangels anwendbar sein. 

18) So erklärte z. B. Schlecht, Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministe-rium, 
vor dem Institut für Unternehmensführung und Unternehmensforschung an 
der Ruhr-Universität in Bochum, daß die Bundesregierung bis 1980 eine 
Abnahme der Zahl der ausländischen Arbeitnehmer auf deutlich unter 2 Mio. 
erwarte. Vgl. Handelsblatt Jg. 31, Nr. 117 v. 1. 7. 1976 

 

— die Möglichkeit, Maßnahmen zeitlich zu befristen oder 
bei veränderter Arbeitsmarktlage wieder aufzuheben 
(„Reversibilität“) 

— die Wirkung auf Einkommen und gesamtwirtschaft-
liche Nachfrage und die Möglichkeit des Nachfrage-
ausgleichs („Kreislaufneutralität“) 

— die Wirkung auf die Kostenlage der Wirtschaft und 
die   Möglichkeiten,   die   gesamte   relative   Kosten-
belastung z. B. im Hinblick auf Konkurrenzfähigkeit 
und Investitionsneigung in Grenzen zu halten („Ko-
stenneutralität“) 

— die Wirkung auf die Gesamtheit der öffentlichen Haus-
halte, insbesondere die Frage, inwieweit finanzielle 
Belastungen einzelner öffentlicher Ressorts durch finan-
zielle Entlastungen in anderen öffentlichen Haushalten 
ausgeglichen werden („Gesamtbudgetausgleich“). 

Von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist der Fristen-
Aspekt, da wegen des beachtlichen Geburtenanstiegs von 
Mitte der 50er Jahre bis Mitte der 60er Jahre und wegen 
des ab Mitte der 60er Jahre zu beobachtenden starken 
Geburtenrückgangs die Arbeitsmarktpolitik in den Jahren 
nach 1990 wieder vor einer ganz anderen Situation stehen 
wird als in den Jahren vor 1990. Mittelfristig und lang-
fristig müßten folglich manche Maßnahmen in entgegen-
gesetzte Richtung wirken. Die Aufgabe besteht also darin, 
politische Strategien auch fristenmäßig so weit aufeinander 
abzustimmen, daß heutige Maßnahmen zur Lösung der 
Probleme von heute und morgen nicht die Probleme von 
übermorgen noch verstärken. 
Im folgenden soll nun lediglich auf die alternativen Wege 
zu einem ausreichend hohen Wirtschaftswachstum kurz 
eingegangen werden, die in der Öffentlichkeit am meisten 
diskutiert werden und die Angebot oder Bedarf an Ar-
beitskräften direkt beeinflussen und für die — unter be-
stimmten Annahmen — wenigstens eine grobe quantitative 
Aussage über die Arbeitsmarktwirksamkeit möglich ist. 

3.2.2 Quantitative Auswirkungen ausgewählter Maßnahmen 
3.2.2.1 Reduzierung der Ausländerbeschäftigung 
Angesichts der augenblicklichen Arbeitsmarktlage und der 
längerfristigen Arbeitsmarktperspektiven wird von der 
Regierung unter Zustimmung einer breiten Öffentlichkeit 
angestrebt, die Zahl der in der Bundesrepublik beschäftig-
ten Ausländer zu begrenzen bzw. möglichst weit unter 
2 Mio. zu senken18). Entsprechende Maßnahmen wie An-
werbestopp wurden eingeleitet und dauern an. Ob aller-
dings eine drastische Reduzierung durchführbar ist, er-
scheint aus rechtlichen und strukturellen Gründen frag-
lich. Zum einen besteht Freizügigkeit zwischen den EG-
Ländern und haben viele Ausländer aus Nicht-EG-Län-
dern Anspruch auf unbefristete Arbeitserlaubnis erwor-
ben. Ein besonderes Problem bilden außerdem die ver-
traglichen Verpflichtungen, die Freizügigkeit schrittweise 
auf die Türkei auszudehnen. Zum anderen müßten in ent-
sprechendem Umfang deutsche Arbeitnehmer bereit und 
fähig sein, ohne Rücksicht auf Orts- und Berufswechsel so-
wie Einkommen die Arbeitsplätze abwandernder Auslän-
der einzunehmen. Schließlich muß auch bedacht werden, 
daß — wegen der rückläufigen Geburtenentwicklung — 
nach 1990 Arbeitskräfte wieder knapp werden könnten. 
Aus diesen Gründen wurde angenommen, daß sich die 
Ausländerzahl kaum unter 1,5 Mio. reduzieren läßt, und 
dieser Wert als Alternativ-Vorgabe in die Bilanz-Übersicht 
eingesetzt. Diese Verringerung der Ausländerbeschäfti- 
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gung um rd. 0,5 Mio. senkt natürlich bei unveränderten 
Wachstumsannahmen die globale Arbeitslosenzahl im 
entsprechenden Umfang bzw. ermöglicht, dem Voll-
beschäftigungsziel schneller oder — bei unveränderter 
Zeitspanne — mit einer um ca. 0,5 % niedrigeren Wachs-
tumsrate näherzukommen. So wäre bei 1,5 Mio. Aus-
ländern — global gesehen — eine jährliche Wachstumsrate 
von gut 5% ausreichend, um bis 1980 die Arbeitslosen-
quote auf rd. l % (ca. 200 000 registrierte Arbeitslose) zu 
senken. Bei einem Wachstumstempo von rd. 4,5 % würde 
es allerdings auch bei 1,5 Mio. Ausländern 1980 immer 
noch rd. 500 000 nichtbeschäftigte Erwerbspersonen geben 
und eine Arbeitslosenquote von l% erst gegen 1990 wie-
der erreicht werden. 

3.2.2.2 Verkürzung der Arbeitszeit 
Der vorausgeschätzte Bedarf an Arbeitskräften würde sich 
unter bestimmten Voraussetzungen rein rechnerisch da-
durch erhöhen, daß die Arbeitszeit stärker verkürzt wird 
als in den Modellrechnungen unterstellt. Sämtlichen 
Varianten liegt der Einfachheit halber einheitlich die An-
nahme zugrunde, daß die Arbeitszeit weiter so verringert 
wird wie es im Durchschnitt des Zeitraumes 1960/72 zu 
beobachten war. Danach würde die Arbeitszeit wie folgt 
abnehmen: 

 
Angesichts der drohenden Dauerarbeitslosigkeit wird in 
der Öffentlichkeit diskutiert, die beschäftigten Arbeitneh-
mer sollten auf einen möglichen Anstieg ihres materiellen 
Lebensstandards zugunsten der nichtbeschäftigten Arbeit-
nehmer teilweise verzichten, indem ein Teil des Produk-
tivitätsfortschritts statt zu höheren Realeinkommen zu 
einer stärkeren Reduzierung der Jahresarbeitszeit (ins-
besondere durch mehr Erholungs- und Bildungsurlaub) 
verwendet wird und per Saldo im Umfang der Arbeits-
zeitverringerung mehr Arbeitskräfte eingestellt werden. 
Als schwierig wird jedoch angesehen, eine zusätzliche 
Arbeitszeitverkürzung so zu gestalten, daß diese zum 
einen nicht den arbeitskräftesparenden Produktivitäts-
fortschritt — etwa durch zu große Kostensteigerungen — 
forciert oder zum anderen nicht das reale Wirtschafts-
wachstum beeinträchtigt — etwa durch unzureichenden 
Einkommens- bzw. Nachfrageausgleich zwischen bisher 
Beschäftigten, bisher Arbeitslosen und bisher Arbeitslosen-
geld bzw. -hilfe zahlendem Staat oder etwa durch Ein-
schränkung der Anpassungsfähigkeit der Unternehmen an 

19) Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, daß einige Experten, die 
sich mit Arbeitszeitsystemen befassen, damit rechnen, daß sich spätestens 
in der zweiten Hälfte der 80er Jahre die deutschen Unternehmen und 
Arbeitnehmer auf völlig neue Arbeitszeitsysteme und Entlohnungsformen 
umstellen müssen, wenn Wachstum und internationale Konkurrenzfähigkeit 
aufrechterhalten werden sollen. Diese Überlegungen laufen auf völlig 
flexible Betriebszeiten der Unternehmen und eine totale Jahres-Gleitzeit 
der Arbeitnehmer hinaus. 

Vgl: Capital, Heft 6/1976, S. 96. 
Vgl. ferner B. Teriet: Wochenarbeitszeit und Wochenarbeitszeitflexibilität. In: 
WSI-Mitteilungen, Heft 2/1976, S. 105 ff. 

20) Vgl. G. Kühlewind, M. Thon: Projektion . . . 1975 bis 1990, a. a. O., 
S. 161 f. 

kurzfristige Nachfrageschwankungen oder etwa durch 
Dämpfung der Investitionsneigung der Unternehmen. 

Würde nun beispielsweise die jährliche Arbeitszeit je Er-
werbstätigen insgesamt um 1% mehr vermindert als in 
den Varianten unterstellt, würde sich der Arbeitskräfte-
bedarf ceteris paribus (bei unverändertem Wachstum von 
Produktion und Stundenproduktivität) um rd. 250 000 
Personen erhöhen. 

Eine weitere Verminderung der Jahresarbeitszeit ist 
sowohl über eine stärkere Reduzierung der Wochen-
arbeitszeit als auch über eine stärkere Ausweitung des 
Jahresurlaubs (z. B. auch Bildungsurlaub) möglich. 

Einer zusätzlichen Verringerung der Wochenarbeitszeit 
um eine Stunde entspricht ceteris paribus 1980 bzw. 1990 
ein Zusatzbedarf von rd. 600 000—700 000 Erwerbstäti-
gen. Hierbei handelt es sich um die effektiv geleistete 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit aller Erwerbstätigen 
(tarifliche Wochenarbeitszeit, Überstunden, Kurzarbeit, 
Teilzeitarbeit usw.), für die in den Varianten entsprechend 
dem Trend bereits ein Rückgang von 42,2 Stunden (1972) 
auf 40,2 Stunden im Jahre 1980 und 38,0 Stunden im 
Jahre 1990 berücksichtigt ist. 

Einer zusätzlichen Ausweitung des Jahresurlaubs um eine 
Woche (5Arbeitstage) entspricht 1980 bzw. 1990 ceteris 
paribus ein Mehrbedarf von 500 000—600 000 Erwerbs-
tätigen. In den Varianten ist bereits — wiederum ent-
sprechend dem bisherigen Trend — ein Anstieg des durch-
schnittlichen Jahresurlaubs von rd. 23 Tagen im Jahre 
1972 auf 26 Tage im Jahre 1980 und ca. 30 Tage im 
Jahre 1990 enthalten. 

Neben der Möglichkeit einer verstärkten allgemeinen Ar-
beitszeitverringerung verdient auch die Ausschöpfung der 
Spielräume bei der Teilzeitbeschäftigung besondere Auf-
merksamkeit. Durch flexiblere Bestimmungen z. B. hin-
sichtlich Betriebs- und Öffnungszeiten und flexiblere be-
triebliche und behördliche Verhaltensweisen gegenüber 
Teilzeitbeschäftigungen ließen sich die knappen Arbeits-
plätze mancherorts auf mehr Arbeitswillige verteilen. Auch 
das eingesetzte Kapital könnte durch flexiblere Beschäf-
tigungszeiten in vielen Fällen sicherlich besser genutzt wer-
den, was auch für die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
von Bedeutung wäre19). Bei mehr Möglichkeiten der Teil-
zeitbeschäftigung werden zwar vermutlich noch etwas 
mehr Frauen als bisher einen Arbeitsplatz suchen und so-
mit das Erwerbspersonenpotential erhöhen, andererseits 
jedoch viele der ganztägig beschäftigten Frauen sich mit 
einer Teilzeitbeschäftigung zufrieden geben. 

3.2.2.3 Ausdehnung der flexiblen Altersgrenze 
Zur Entlastung des Arbeitsmarktes ist gegenwärtig sehr 
häufig auch eine dauerhafte oder zeitweilige Ausdehnung 
der flexiblen Altersgrenze im Gespräch, wodurch sich das 
Angebot an Arbeitskräften unmittelbar verringern ließe. 
Außerdem wird gelegentlich gefordert, die für berufstätige 
Frauen geltende Altersgrenze von gegenwärtig 60 Jahren 
für vorgezogenes Altersruhegeld weiter herabzusetzen. 

Im folgenden wird kurz skizziert, mit welchem Ent-
zugseffekt bei den männlichen Erwerbspersonen im Falle 
einer Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze auf bis 
zu 60 Jahren größenordnungsmäßig gerechnet wer-
den kann20). Die möglichen quantitativen Auswirkungen 
einer derartigen Maßnahme auf das Angebot an Erwerbs-
personen hängen unter anderem vom Umfang der Inan- 
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spruchnahme durch den betroffenen Personenkreis ab. 
Mangels fundierterer Informationen wurde hier exempla-
risch angenommen, die 62jährigen würden zu 60%, die 
61jährigen zu 50% und die 60jährigen zu 40% den vor-
zeitigen Rentenbezug wählen, falls dies ermöglicht würde. 
Die für die 63- und 64jährigen gemachte ⅔ -Annahme 
auf den Personenkreis im Alter von 60—62 Jahren zu 
übertragen, erschien schon wegen der geringeren Erfüllung 
der Anspruchsvoraussetzungen nicht sinnvoll21). 

Die unter diesen Annahmen möglichen Entzugseffekte sind 
in Übersicht 9 dargestellt. Unabhängig davon, wie weit 
die flexible Altersgrenze herabgesetzt würde, vermindert 
sich der quantitative Einfluß auf das deutsche Erwerbs-
personenpotential bis 1979, um dann ab Mitte der 80er 
Jahre wieder anzusteigen. 

 

Die hier angeführten Größenordnungen gelten auch für 
eine nur vorübergehende Ausdehnung der flexiblen Alters-
grenze, „wobei bei einer Herabsetzung auf 61 oder 60 
Jahre allerdings zu bedenken ist, daß nach Beendigung 
einer Öffnung der flexiblen Altersgrenze noch ein Jahr 
bzw. zwei Jahre Auswirkungen auf den Erwerbspersonen-
bestand ausgehen“22). 

3.2.2.4 Erhöhung der Bildungsbeteiligung 
Einen weiteren Ansatzpunkt zur Verringerung des Ange-
bots an deutschen Erwerbspersonen bietet eine Erhöhung 
der Bildungsbeteiligung. Eine derartige Maßnahme kann 
zwar vermutlich im Vergleich zu den anderen Optionen 
am schwierigsten wieder rückgängig gemacht werden, doch 
darf eine derartige Maßnahme aber wohl auch am wenig-
sten vorwiegend unter dem Gesichtspunkt einer Reduzie-
rung des Arbeitskräfteangebots gesehen werden; denn 
mehr Bildung bedeutet auch oder sogar in erster Linie 
eine Investition in das Human-Kapital der Zukunft. 
Bei der Vorausschätzung des deutschen Erwerbspersonen-
potentials durch das IAB wurde von einer Veränderung 
der Bildungsbeteiligung entsprechend den im Bildungs-
gesamtplan formulierten Zielen ausgegangen23). 
21) Zu erwähnen ist aber, daß nach einjähriger Arbeitslosigkeit auch bereits jetzt 

eine Verrentung ab dem sechzigsten Lebensjahr möglich ist, wovon in 
erheblichem Umfang Gebrauch gemacht wird (vorgezogenes Altersruhegeld 
wegen Arbeitslosigkeit). 
Vgl. C. Brinkmann, K. Schober-Gottwald: Zur beruflichen Wiedereinglie-
derung von Arbeitslosen während der Rezession 1974/75. In: MittAB 9. 
Jg/1976, Heft 2, S. 98. 

22) G. Kühlewind, M. Thon: Projektion . . . 1975 bis 1990, a. a. O., S. 162. 
23) Vgl. G. Kühlewind, M. Thon: Projektion . . . 1975 bis 1990, a. a. O., S. 159 ff. 

Damit ist z. B. bereits die bundesweite Einführung eines 
10. Schuljahres, das nach dem Bildungsgesamtplan auch 
als Berufsgrundschuljahr eingerichtet werden kann, bis 
1980 für rd. 80% der Schüler der entsprechenden Alters-
jahrgänge und bis 1985 für weitgehend alle Schüler be-
rücksichtigt. 

Ein zeitliches Vorziehen der vollen Einführung des 10. 
Schuljahres würde die Projektionszahlen des IAB für das 
deutsche Erwerbspersonenpotential 1977 um rd. 300 000 
und 1980 um rd. 200 000 Personen verringern. Diese Be-
standsverminderung läuft bis 1985 kontinuierlich aus, da 
— wie oben erwähnt — im Jahre 1985 die volle Einfüh-
rung des 10. Schuljahres in der Angebotsprojektion ent-
halten ist. Bei der vollen Einführung eines 10. Schuljahres 
würde es sich also wohlgemerkt nur um das Vorziehen 
eines bildungspolitischen Zieles auf einen arbeitsmarkt-
politisch günstigeren Zeitpunkt handeln. 

Erwähnenswert erscheint, daß nach dem Bildungsgesamt-
plan die künftige Bildungsbeteiligung weniger zunimmt 
als bei einer Trendfortschreibung. So ergibt z. B. eine 
Fortschreibung der Vergangenheitstendenzen allein wegen 
der höheren Zahl an Studienanfängern bis 1985 einen um 
rd. 150 000 größeren Studentenbestand als nach dem Bil-
dungsgesamtplan. 

Würde man also das Angebot an Bildungsplätzen der aus 
den Vergangenheitstrends abgeleiteten Bildungsbereit-
schaft der Bevölkerung anpassen und beispielsweise den 
Numerus clausus abbauen, so würde das Angebot an Er-
werbspersonen weniger steigen als vom IAB vorausge-
schätzt. 

3.2.3 Schlußfolgerungen 
Die exemplarisch behandelten arbeitsmarktpolitischen 
Alternativen zu einem für Vollbeschäftigung ausreichend 
hohen Wirtschaftswachstum verdeutlichen, daß hinsicht-
lich der Entwicklung des Angebots an Arbeitsplätzen und 
Arbeitskräften ein erheblicher Gestaltungsspielraum be-
steht. Dies wird noch dadurch unterstrichen, daß sich die 
exemplarisch behandelten sowie die anderen in der sche-
matischen Übersicht 8 angeführten arbeitsmarktpolitischen 
Möglichkeiten auch in vielfältiger Hinsicht variieren und 
kombinieren lassen. 

Die vorgenommenen Quantifizierungen gelten allerdings 
nur unter der einschränkenden „ceteris-paribus-Klausel“. 
Ob sich das Angebot an Arbeitsplätzen oder Arbeitskräf-
ten tatsächlich jeweils im vollen Umfang verändern wird, 
wie es rechnerisch ermittelt und angegeben wurde, ist dem-
zufolge fraglich. Wegen der Interdependenz der ökonomi-
schen Variablen sind in einem gewissen Umfang Kompen-
sationswirkungen zu erwarten. Z. B. ist es durchaus mög-
lich, daß der für eine zusätzliche Arbeitszeitverkürzung 
errechnete Beschäftigungseffekt durch eine Forcierung des 
Produktivitätsfortschritts zum Teil ausgeglichen wird. 
Wenn demnach die modellmäßig quantifizierten Effekte 
alternativer Arbeitsmarktpolitiken teilweise als überhöht 
angesehen werden können, so dürften jedoch mit den vor-
genommenen Berechnungen die zu erwartenden quanti-
tativen Relationen dieser Maßnahmen zueinander einiger-
maßen zutreffend erfaßt worden sein. 

Die zur Vermeidung hoher Dauerarbeitslosigkeit behan-
delten und erwähnten arbeitsmarktpolitischen Möglich-
keiten werfen aber eine Reihe von erheblichen Problemen 
auf, die vor allem die Finanzierung, die Kostenwirkung, 
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den Nachfrageausgleich und die Reversibilität betreffen. 
Hierauf wurde im allgemeinen Überblick bereits hinge-
wiesen. 

24) An Ausgaben und Einnahmeausfällen der öffentlichen Haushalte können zur 
Zeit je Arbeitslosen auf Jahresbasis 18 510 DM veranschlagt werden. Vgl. 
Autorengemeinschaft: Der Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland 
1975/76 (insgesamt und regional) und die Auswirkungen 
beschäftigungspolitischer Maßnahmen. In: MittAB, 9. Jg./1976, Heft l, S. 48, 
Fußnote 9. 
Den Kostenaspekt der Arbeitslosigkeit betont insbesondere auch Muk-herjee 
vom Londoner Institut „Political and Econpmic Planning“. Vgl. S. 
Mukherjee: Unemployment Costs . . ., Political and Economic Plann-ing, Vol. 
XLII Broadsheet No. 561, London 1976. Derselbe: There's Work to Be Done, 
Unemployment and Manpower Policies. Manpower Service Commission, 
London: Her Majesty's Stationery Office 1974. 

25) Mukherjee spricht sich z. B. dafür aus, das Äußerste zu versuchen, alle 
Einkommen beschäftigungsbezogen zu gestalten statt die Ressourcen für die 
Aufrechterhaltung eines passiven Einkommens der Arbeitslosen zu 
verwenden. Sollte die Nachfrage, die der Markt hervorbringt, nicht aus-
reichen, um jedem Arbeitswilligen einen Arbeitsplatz zu sichern, dann 
müßten Arbeitsplätze in anderen gesellschaftspolitisch sinnvollen Tätig-
keitsbereichen geschaffen werden („job creation in other socially useful 
activities“). Vgl. S. Mukherjee: Unemployment Costs . . ., a. a. O., S. 19 f. 
Auch der amerikanische Zentralbankchef Arthur F. Burns stellte unlängst fest, 
daß „. . . Arbeitsbeschaffung besser ist als die Leistung von Arbeitslosenhilfe 
— sowohl für den Arbeitslosen als auch für den Staat“ (zitiert aus: 
Wirtschaftswoche Nr. 17 v. 23. 4. 1972, S. 69). 

Über all diesen Problemen sollte jedoch nicht aus dem 
Auge verloren werden, daß die Ausgaben und die Ein-
nahmeausfälle, die jeder Arbeitslose die öffentlichen 
Haushalte und letztlich die Allgemeinheit kostet, erheb-
lich sind, ohne daß diesen „Kosten“ z. B. eine Produk-
tionsleistung oder ein gesellschaftspolitischer Fortschritt 
gegenübersteht24). 
Nicht zu vergessen ist schließlich auch, daß manche der 
möglichen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen auf eine 
Umverteilung der bestehenden und zukünftig drohenden 
Unterbeschäftigung hinauslaufen. Diese Maßnahmen 
würden sich natürlich insoweit erübrigen, wie durch eine 
gezielte Wachstumspolitik die einen hohen Beschäftigungs-
grad sichernden Arbeitsplätze geschaffen werden25). Eine 
andere Frage ist, ob nicht mit derartigen arbeitsmarkt-
politischen Alternativen zu einem ausreichend hohen Wirt-
schaftswachstum andere gesellschaftspolitische Ziele — 
etwa auf dem Gebiet der Sozial- und Bildungspolitik — 
zu einem arbeitsmarktpolitisch günstigen Zeitpunkt ver-
wirklicht werden können. 
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